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Die europäische Einigung ist das 
wichtigste Projekt im Interesse der 
Deutschen am Ende dieses Jahr- 

hunderts. Ganz Europa zu einem Konti- 
nent der Sicherheit und des Friedens, 
Wt wirtschaftlichem Wohlstand und 
sozialer Stabilität, in dem ökologisch 
•Nachhaltig gehandelt wird, zu ent- 
wickeln, ist das wichtigste Ziel, das wir 
arn Ende eines Jahrhunderts mit zwei so 
9rausamen Weltkriegen weiter vorantrei- 
Den können. Darin sind wir uns in die- 
sem Hause ganz überwiegend einig. Da 
Drauchen wir, Herr Bundesaußenmini- 
ster, auch keine großen Ermahnungen. 
D|e CDU und die CSU bleiben die große 
Politische Kraft der europäischen Eini- 
9ung. Das war in den letzten 50 Jahren so 
- Sie waren oft auf der anderen Seite -, 
^d das wird auch in den nächsten 50 
Jahren so bleiben. 
Nun ist der Außenminister ja früher auch 
e'n ziemlich lebhafter Parlamentarier 
gewesen. Deswegen hat er sich so ver- 
alten, wie man sich als Regierung ver- 
^a|t, wenn man in ausgesprochenen 
Schwierigkeiten steckt: Er hat einen 

°Panz aufgebaut und kräftige Angriffe 
auf einen Pappkameraden gestartet, der 
/J Wirklichkeit gar nicht existiert. Das 

ar allerdings der Regierungserklärung 
ines Außenministers eine Woche vor 
em Europäischen Rat unangemessen. 
s zeigt nur die Verlegenheit, in der die 

^gierung sich befindet. 
^ will ihnen auch sogleich die Frage 
©antworten, Herr Vizekanzler - es ist 

eh h-ie herum auf der Regierungsbank n bißchen einsam geworden -, wenn 
e rnir, da Sie mich so gefragt haben, 

s. 
en Moment Ihre geschätzte Aufmerk- 

*mke't schenken wollen. 

CDh/iben am Diensta9 fur die 
u/CSU-Fraktion eine Erklärung abge- 

geben. Sie liegt schriftlich vor; ich gebe 
Ihnen nachher den Wortlaut noch einmal. 
Sie ist - das kann ich Ihnen versichern - 
mit den Vorsitzenden der beiden Unions- 
parteien wörtlich abgestimmt. 

In dieser Erklärung steht nicht ein 
einziges Wort von einer Verschie- 
bung des Europäischen Rates in 
Berlin, nicht ein einziges Wort. Ich 
sage das nur, damit der Popanz 
klar wird und das ausgeräumt wird; 
dann können wir zur Sache reden. 

Ich habe mir vorsichtshalber - darum 
hat mich Herr Glos gebeten - von Herrn 
Bocklet den Wortlaut der Erklärung des 
bayerischen Kabinetts nach der Sitzung 
am 16. März - das muß der Dienstag 
dieser Woche gewesen sein - geben 
lassen. Auch in dieser Erklärung, in die- 
sem Kabinettsbericht steht nicht ein 
Wort von der Verschiebung des Berliner 
Gipfels. Ich gebe Ihnen nachher beide 
Erklärungen. Herr Bundesaußenmini- 
ster, nehmen Sie es einfach zurück. Sie 
haben die Unwahrheit gesagt, und das 
gehört sich nicht in einer Regierungser- 
klärung. Ich habe die Dokumente hier. 
Sie können machen, was Sie wollen. 

Sie haben im Schlußteil Ihrer Regierungs- 
erklärung auch Dinge gesagt, die wir 
unterstützen, denen wir zustimmen, was 
die Bedeutung der europäischen Politik, 
der europäischen Einigung und was die 
Bedeutung eines Erfolges der Agenda 
2000 auch für die Osterweiterung anbe- 
trifft. Darüber besteht doch gar kein Streit. 
Es geht aber nicht, hier einen Popanz auf- 
zubauen und zu sagen, die anderen seien 
anderer Meinung. Deswegen muß das am 
Anfang ausgeräumt werden. 

Nun steht dieses Europa - das ist auch 
wahr; darüber läßt sich doch auch in 
Ruhe und der Bedeutung der Sache 
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angemessen diskutieren - nicht nur vor 
einer großen Herausforderung. Ich habe 
übrigens von diesem Platz aus bei der 
europapolitischen Debatte im Dezember 
zum Bundeskanzler gesagt: 

Jede deutsche Regierung, jeder 
deutsche Bundeskanzler wird 
angesichts des gewaltigen Reform- 
bedarfs im Zusammenhang mit der 
Agenda 2000 eine Riesenaufgabe 
haben. Man wird in Europa nicht 
alles erreichen, was wir aus natio- 
naler Sicht für wünschenswert hal- 
ten, weil man sich unter 15 einigen 
muß. 

Wir werden Sie nicht an Maximalforderun- 
gen messen, sondern wir werden Sie dabei 
unterstützen, daß man das Bestmögliche 
erreicht. Darüber besteht kein Streit. 

Unangemessene 
Reaktion des Kanzlers 

Jetzt stehen wir in Europa aber nicht nur 
vor Herausforderungen mit der Agenda 
2000, sondern zugleich vor einer Krise. Es 
war natürlich falsch, daß der Bundeskanz- 
ler am Dienstag als erste Reaktion auf den 
Rücktritt der Kommission der Europäischen 
Union gesagt hat, das sei gar keine Krise; 
die Kommission solle einfach geschäfts- 
führend weitermachen und so tun, als wäre 
business as usual. Das war genau die 
falsche, unangemessene Reaktion. 

Man kann jetzt nicht so tun, als ginge es 
einfach so weiter. Man kann bei der Kom- 
mission der Europäischen Union, die vom 
Europäischen Parlament zum Rücktritt 
gezwungen worden ist, obwohl der deut- 
sche Ratspräsident Bundeskanzler Schrö- 
der noch im Januar versucht hat, das Par- 
lament daran zu hindern, angesichts der 

Mittelverschwendung Aufklärung im Ver- 
antwortungsbereich der Europäischen 
Kommission zu schaffen, nicht einfach 
sagen, sie bleibt geschäftsführend im Amt, 
und kein Mensch kümmert sich darum. 
Das wäre genau der falsche Weg, um die 
Zustimmung der Menschen für europäi- 
sche Politik zu gewinnen. Deswegen ist es 
gut, daß Schröder diese Position wenig- 
stens korrigiert hat. 

Die Aufgabe der Agenda 2000 ist 
nicht so oberflächlich, wie Sie es 
hier dargestellt haben. Es geht 
darum, die Entscheidungsfähigkeit 
der Europäischen Union und der 
Institutionen der Europäischen 
Union so zu verbessern, daß die- 
ses Europa der 15 in der Lage ist, 
die gewaltigen Herausforderungen, 
auch was den Beitritt neuer Länder 
betrifft, der in unserem Interesse 
ist, zu meistern. 

Das ist die Aufgabe der Agenda 2000. 
Das kann man doch auch nicht bestrei- 
ten. Herr Außenminister, Sie sind viel 
beschäftigt. Aber man legt Ihnen doch 
die Pressestimmen aus ganz Europa 
vor. Aus allen europäischen Hauptstäd- 
ten haben wir doch in den letzten 
Wochen die Klagen gehört - ich will die 
Stimmen gar nicht vorlesen, aber ich 
schenke Ihnen eine Dokumentation - 
daß unter der deutschen Präsident- 
schaft ausgesprochen schlecht gearbei- 
tet worden ist, daß man ausgesprochen 
schlecht vorbereitet war. 

Rot-Grün schadet 
Europa 

Unsere Kritik ist: Durch Ihre schlechte 
Arbeit schaden Sie Europa. Nach dem 
Rücktritt der Kommission darf die deut- 
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sehe Präsidentschaft nicht so weiter 
fachen wie bisher, nur damit nicht der 
Eindruck einer Krise entsteht. In der 
!;rise kann auch eine Chance liegen; in 
Jr kann man die Tiefe des Reformbe- 
jjarfs erkennen. Nach dem Rücktritt der 
Immission ist die Aufgabe der deut- 
schen Präsidentschaft, Europa aus der 
Krise zu führen. Je schneller dies 
9elingt, um so besser ist es. Wir brau- 
phen eine neue Kommission. Natürlich 
lst es schwierig, darüber einen Konsens 
*u erzielen. 
ch will mich mit Ratschlägen zurückhal- 
®n-Trotzdem will ich eine Bemerkung 
machen: Wenn es gelingen sollte, den 
frieren italienischen Ministerpräsiden- 

[®n Romano Prodi als Präsident der EU- 
°mmission zu gewinnen, dann sollte 

seine Präsidentschaft auf fünf Jahre 
^gelegt sein. Herr Bundesaußenmini- 
ter, Sie wollen doch unsere Unterstütz- 

ung. Ich gebe Ihnen diese Unterstüt- 
Ur>g: Es wäre sehr gut, sich darauf zu 
erständigen, die Neubesetzung nach 
en Regelungen des Amsterdamer Ver- 

ges durchzuführen. Am allerbesten 
pare es, man würde dem zukünftigen 

rasidenten die Chance geben, ein Pro- 
|ramrr> für die weitere Politik der 

^ropäischen Union vorzulegen. Wenn 
schdarauf die Anstren9un9en der deut- 
en Präsidentschaft konzentrieren, 

^ann nutzen Sie die Krise, um die 
fh

u
r
roPäische Politik hinsichtlich der vor 

2   Agenden Herausforderungen voran- 

j^'t Bück auf die Agenda 2000 
2aben Sie ebenfalls einen Popanz 
aufgebaut. Ich verstehe, daß Sie 
ln bißchen von Ihrer schwierigen 

^jge ablenken wollen. Ihr eigentli- 
cher Fehler ist: Sie haben im Rah- 
men der Agenda 2000 zu sehr an 

der Oberfläche gearbeitet. Wenn 
Sie die Reform erfolgreich durch- 
führen wollen, dann müssen Sie 
sozusagen tiefer pflügen. 

Ich will Ihnen ein paar Beispiele nennen: 

• Wenn die deutsche Präsidentschaft 
damit beginnt, daß der Bundeskanzler 
öffentlich erklärt, die Hälfte des Geldes, 
das in Brüssel verbraten werde, stamme 
schließlich aus Deutschland und es 
müsse mit der europäischen Scheck- 
buchpolitik des ehemaligen Bundes- 
kanzlers Kohl Schluß sein, dann beraubt 
sich der Bundeskanzler der Chancen 
für eine erfolgreiche Arbeit der deut- 
schen Ratspräsidentschaft. Darüber 
kann Ihr dümmliches Lachen nicht 
hinwegtäuschen. 

• Wenn Sie die Debatte in Europa um 
die Agenda 2000 mit der Aussage 
beginnen - das ist die Scheckbuchpolitik 
von Schröder - „Wir zahlen ein paar Mil- 
liarden DM weniger und andere ein paar 
Milliarden DM mehr", dann haben Sie 
natürlich keine Chancen, Frankreich, 
Spanien und die anderen Mitgliedslän- 
der dafür zu gewinnen, zuzustimmen, 
ein paar Milliarden DM mehr zu zahlen, 
damit Deutschland weniger bezahlen 
muß. So geht es nicht. 

• Herr Bundesaußenminister Fischer, 
Sie haben in einem weiteren Punkt die 
Unwahrheit gesagt. Sie haben die 
Behauptung aufgestellt, die CDU/CSU- 
Fraktion und die Parteien CDU und CSU 
hätten eine Reduzierung der deutschen 
Nettozahlungen um 14 Milliarden DM 
zur Meßlatte erhoben. Das ist falsch. 
Auch Herr Stoiber hat dies nicht getan. 
Der Kollege Stoiber und ich sind als Vor- 
sitzende unserer Parteien vor die Bun- 
despressekonferenz gegangen. Wir 
haben dort gemeinsam eine Erklärung 
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vorgetragen. Sie können sie nachlesen. 
In dieser Erklärung wird daran erinnert - 
das ist wahr -daß die deutschen Län- 
derfinanzminister und die Ministerpräsi- 
denten aller Bundesländer einstimmig 
beschlossen haben, also auch mit den 
Stimmen von Herrn Schröder, Herrn La- 
fontaine und Herrn Eichel; ich will nicht 
alle 16 Ministerpräsidenten aufzählen, 
zumal sich die Namen schneller ändern, 
als man sich vorstellen kann; die drei von 
mir Genannten sind ja nicht mehr Mini- 
sterpräsidenten -, die Entlastung müsse 
vierzehn Milliarden DM betragen. Wir 
haben nur daran erinnert, daß auch die 
SPD-Ministerpräsidenten diese Forde- 
rungen aufgestellt haben. Nichts anders 
hat Stoiber in der Bundestagsdebatte 
gesagt. Die CDU/CSU hat diese Zahl 
ausdrücklich nicht zur Meßlatte erklärt. 

Zu einer klareren 
Abschichtung der EU- 
Aufgaben kommen 

Ich nenne Ihnen unsere Meßlatte - wir 
haben das immer gesagt, und das gilt 
auch eine Woche vor dem Europäischen 
Rat: Es muß im Rahmen der Agenda 
2000 gelingen - ich sprach vorhin davon, 
tiefer zu pflügen -, die Subsidiarität in 
Europa stärker zu verwirklichen. Wir kom- 
men in Europa nicht weiter voran - auch 
die Ereignisse, die zum Rücktritt der 
Europäischen Kommission geführt haben, 
unterstreichen die Richtigkeit dieser 
These -, wenn wir nicht zu einer klareren 
Abschichtung der Aufgaben kommen und 
neu festlegen, wofür die europäische 
Ebene, die Mitgliedsstaaten und die 
Regionen zuständig sind. Das nennt man 
Subsidiarität, und das ist die entscheiden- 

de Aufgabe. Genau an diesem Punkt 
haben Sie während der deutschen Präsi- 
dentschaft nicht gearbeitet und keinerlei 
Ergebnisse erzielt. Deswegen haben Sie 
zu oberflächlich gearbeitet. 

Nur wenn wir hier Ergebnisse 
erzielen, haben wir auch die Chan- 
ce, daß wir mehr Transparenz und 
mehr Kontrolle erreichen und daß 
in Europa die Gefahr geringer wird, 
daß es zu Mittelverschwendung 
und zu Korruption kommt. Deswe- 
gen ist die Verwirklichung des Sub- 
sidiaritätsprinzips so entschei- 
dend, und deswegen fordern wir, 
daß wir einen neuen Verfassungs- 
vertrag in Europa bekommen, weil 
wir nur auf diese Weise die Frage 
beantworten können, wer was in 
Europa entscheidet. Nur mit mehr 
Subsidiarität, mit klarerer 
Abschichtung zwischen Europa 
und den Mitgliedsstaaten, ist das 
zu erreichen. 

Das war immer die Politik von 
CDU/CSU. Sie ist richtig und bleibt 
unsere Meßlatte für den europäischen 
Gipfel in Berlin. Wir erwarten von Ihnen, 
daß Sie wenigstens kleine Schritte in 
diese Richtung erzielen. Wenn Sie bei 
der Kofinanzierung nicht 50 Prozent 
erreichten, würden wir Sie nicht kritisie- 
ren. Aber daß Sie sie als Prinzip ganz 
aufgeben, ist grundfalsch, weil die Kofi- 
nanzierung eben ein Schritt in Richtung 
auf mehr Subsidiarität gewesen wäre. 

Präsidentschaft 
falsch eingeleitet 

Sie haben also die Präsidentschaft 
falsch eingeleitet und nichts zustande 
gebracht. Deswegen ist der jetzige 
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Stand der Vorbereitung des Berliner Gip- 
fels nach unserer Bewertung - das sage 
jch jetzt auch nach Ihrer Regierungser- 
klärung - unzureichend. Sie hätten mit 
den anderen Mitgliedsstaaten erfolgrei- 
cher verhandeln können, wenn Sie nicht 
JJber Milliarden hin oder her diskutiert 
hätten. Über die Frage, wofür Europa 
und wofür die Mitgliedsstaaten zuständig 
5j"d, kann man mit jeder französischen 
"egierung sehr intensiv, zukunftsbezo- 
9en und konstruktiv diskutieren. Nur, 
^enn man so albern redet, wie es 
Schröder gemacht hat, dann erreicht 
^an mit Frankreich natürlich nichts. 

Es geht bei der Agenda 2000 
immerhin um die Kleinigkeit von 
1-400 Milliarden DM bis zum Jahre 
2006. Gemessen daran, Herr Bun- 
desaußenminister, bewerten wir 
das, was jetzt an Vorbereitung 
erreicht ist, als ungenügend. Es 
zeichnet sich doch nach dem jetzi- 
9en Stand ab, daß wir in Europa 
höhere Ausgaben bekommen, 
gekoppelt mit mehr Bürokratie, 
weniger Effizienz und weniger Lei- 
stungen für Deutschland. Das ver- 
stehen die Deutschen ganz gewiß 
nicht unter mehr Fairneß, was Bei- 
tragsgerechtigkeit in Europa anbe- 
trifft. 

j,l   "rächte das mit wenigen Beispielen 
•ustrieren. Natürlich ist es schwierig, in 
er Agrarpolitik einen Kompromiß zu 
""eichen. Aber die Milchpreise um 15 

M??nt 2U senken uncl gleichzeitig die 
^Hchquoten zu erhöhen, das ist ord- 
^"gspolitisch wie markttechnisch voll- 
ornrnener Unfug. Dafür kann ich Herrn 
unke nicht loben. Bei Rindfleisch und 

no u6ide die Preise zu senken und nur 
Qe°" die Hälfte der Preissenkungen im 

9ensatz zu bisherigen Verabredun- 

gen auszugleichen, das ist auch der 
falsche Weg. Deswegen wäre ein Ein- 
stieg in die Kofinanzierung besser gewe- 
sen. 

Deutsche Bauern 
verlieren Milliarden 

Nach dem jetzigen Stand müssen die 
deutschen Bauern bei einem Gesamt- 
einkommen von etwa 10 Milliarden DM 
Einkommenseinbußen in der Größen- 
ordnung von 2 Milliarden DM hinneh- 
men. Das sind 20 Prozent, und darüber 
kann man nicht leichtfertig hinwegreden. 
Dann wollen Sie im Bundesrat noch eine 
Steuererhöhung durchziehen, die die 
Landwirtschaft noch einmal mit 1,5 Milli- 
arden DM belastet. Schließlich kommen 
bei der Ökosteuer noch 350 Millionen 
DM dazu. So zerstört man die Lebens- 
fähigkeit der deutschen Landwirtschaft. 

Ich will noch einmal sagen, warum 
wir in der Agrarpolitik eine bessere 
Aufgabenabschichtung brauchen. 
Wenn Preissenkungen in Europa 
unvermeidlich sind, dann muß man 
durch direkte Einkommensbeihil- 
fen Ausgleich schaffen. Man muß 
der Bevölkerung im übrigen immer 
wieder sagen: Wir verlangen in 
Europa einen besseren Verbrau- 
cherschutz, als er weltweit Stan- 
dard ist, ein höheres Niveau im 
Tierschutz, ein höheres Niveau im 
Umweltschutz. 

Das halten wir alle für richtig. Wenn wir 
der Landwirtschaft das alles auferlegen, 
dann müssen wir durch direkte Einkom- 
mensbeihilfen helfen, dieses höhere 
Niveau zu ertragen. Man kann es nicht 
nur zu Lasten der Landwirtschaft for- 
dern. Deswegen ist eine Politik der Ein- 
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kommensbeihilfen notwendig und richtig, 
um dieses höhere Niveau für uns alle in 
unserem Lande und in Europa zu erhal- 
ten. 

Kofinanzierung wäre 
ein Einstieg 

Diese direkten Einkommensbeihilfen 
kann man in Europa zwischen Lissabon 
und Helsinki nicht einheitlich regeln. Das 
wird nie gelingen. Deswegen ist die Sub- 
sidiarität, die klarere Aufgabenabschich- 
tung der richtige Weg. Die Kofinanzie- 
rung wäre ein Einstieg. Das haben Sie 
ohne Not trotz der Unterstützung durch 
die Mehrheit aller Mitgliedsstaaten auf- 
gegeben. Das werfen wir Ihnen vor.... 
Ich möchte gerne etwas zum Thema 
Subsidiarität im Zusammenhang mit 
Strukturpolitik und damit zum anderen 
wichtigen Bereich der Agenda 2000 
sagen. Wir sind - das haben wir, CDU 
und CSU, immer gesagt, als Helmut 
Kohl und Theo Waigel Regierungsver- 
antwortung getragen haben und auch in 
der Opposition, völlig unverändert - 
immer bereit gewesen, zu akzeptieren, 
daß die Mittel der Europäischen Union 
für Regionalförderung in Deutschland 
zurückgefahren werden. 

Begrenzung des 
deutschen Beitrags 

Deswegen handeln wir nicht widersprüch- 
lich, wenn wir klar eine Begrenzung des 
deutschen Beitrags fordern. Sie haben 
eine Beitragsrückführung und ein Ende 
der Scheckbuchdiplomatie und gleichzei- 
tig europäische Beschäftigungsprogram- 

me gefordert. Das war doch Herr Schrö- 
der und nicht die Opposition. Wir haben 
gesagt: Jawohl, wir sind bereit, eine 
Rückführung der Mittel der Regionalför- 
derung auch für Deutschland zu akzep- 
tieren. Aber das muß dann im Sinne der 
Aufgabenabschichtung mit einer größe- 
ren Zuständigkeit der Mitgliedsstaaten 
und der Regionen für Regionalförderung 
verbunden werden: Regionalpolitik in 
eigener Verantwortung. Das ist der Punkt. 
Jetzt haben wir die Situation, daß die Mit- 
tel für Regionalförderung in Europa wei- 
ter erhöht werden sollen, daß sie für 
Deutschland überproportional zurückge- 
führt werden sollen. 
Noch immer ist nicht geklärt, daß der 
Unfug aufgegeben werden soll, daß die 
Förderung ländlicher Räume in der 
Regionalpolitik in Europa kein Förderkri- 
terium mehr sein soll. Offenbar wird 
noch immer daran festgehalten, daß nur 
noch städtische Ballungszentren geför- 
dert werden sollen. Damit schwächen 
Sie den ländlichen Raum nicht nur über 
die Agrarpolitik, sondern auch über die 
Strukturpolitik. Ich sage Ihnen: Ein Teil 
der Stabilität Deutschlands hat gerade 
damit zu tun, daß wir ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen ländlichen Räumen 
und städtischen Ballungszentren haben- 
Wer die Lebensfähigkeit der ländlichen 
Räume erhält, nützt auch den städti- 
schen Ballungszentren. 

Erhöhung der Aus- 
gaben falscher Weg 

Was die Finanzreform anbetrifft: Wir hal- 
ten - wir haben das oft gesagt; noch 
immer ist nicht geklärt, daß das vermie- 
den wird - die Neuregelung der Beiträge 
für richtig. Wir sind einig, daß das ent- 
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sprechend dem Bruttoinlandsprodukt in 
Kaufkraft ausgedrückt werden soll. Wenn 
das erreicht wird, macht das 7,5 Milliar- 
den DM aus. Dafür sind Sie doch auch; 
das können Sie uns nicht vorwerfen. Sie 
haben gesagt, wir sollen Sie unterstüt- 
2en. Wir treten für die Finanzreform ein, 
aber wir sagen zugleich: Solange nicht 
eine Neuregelung der Beitragsfinanzie- 
rung erreicht ist, können die Ausgaben 
?er Europäischen Union für die jetzigen 
Mlt9'iedstaaten in den kommenden Jah- 
ren nicht weiter gesteigert werden. 

Die Erhöhung der Ausgaben um 
170 Milliarden DM bis 2006 für die 
jetzigen 15 Mitgliedstaaten ist 
angesichts der Riesenaufgabe der 
Osterweiterung der falsche Weg in 
die falsche Richtung. Deswegen 
•ehnen wir das ab. 

t °
Cn talscher ist - angesichts des Rück- 

• j s der Kommission der Europäischen 
union wird das noch unterstrichen -, 
aß man für die Kommission eine Effizi- 
nzreserve, quasi zur freihändigen Ver- 

gabe, einführt. Man fördert doch, wenn . 
^an in Europa nicht klarere Zuständig- 
keiten und Regelungen erreicht, gerade- 

die Mittelverschwendung, wenn man 
r die Kommission zur freihändigen Ver- 

füh    noch eine Effizienzreserve ein- 
unrt   Deswe9en halten wir das für falsch 

nd sagen: Versuchen Sie, das auf dem 
°fr"'ner Gipfel zu 
Verhindern. 

Osterweiterung ist 
jggWichtigste 
enn ich davon gesprochen habe, daß 

Eura'ne Erhönun9 der Mittel der 
Mitnr !lSChen Union für die Jetzi9en 15 

ö'iedsstaaten um 170 Milliarden DM 

vor allem deswegen für falsch halten, 
weil wir uns so nicht richtig auf die 
Osterweiterung vorbereiten, dann will ich 
den Satz hinzufügen: 
Die Osterweiterung ist entsprechend 
dem deutschen Interesse das Wichtig- 
ste. Auch darin stimmen wir überein, 
Herr Bundesaußenminister. Wir sind 
nicht in allem unterschiedlicher Meinung. 
Das muß auch gar nicht sein. Die Oster- 
weiterung muß allerdings richtig und gut 
durchgeführt werden. Sie muß dazu bei- 
tragen - auch das will ich angesichts 
einer Debatte, die gestern geführt wor- 
den ist, sagen -, daß sich in diesem 
Prozeß alle auf diesem Kontinent wieder 
zusammenfinden. Das gilt auch für die 
deutschen Heimatvertriebenen. Der Bei- 
tritt von Polen, Tschechien und anderen 
osteuropäischen Staaten muß dazu 
führen, daß die Wunden von Krieg und 
Vertreibung geheilt werden. 

Deswegen ist es schlimm und 
falsch, daß der Bundeskanzler 
schon wieder in Gutsherrenart in 
dem Gespräch mit dem tschechi- 
schen Ministerpräsidenten Zeman 
den Eindruck erweckt hat - Sie 
haben ja in den letzten Tagen ver- 
zweifelt versucht, das so zu inter- 
pretieren, daß es nicht mehr ganz 
so falsch erschien, wie es gewirkt 
hat -, man gehe jetzt großzügig 
über die Rechte der Vertriebenen 
und der Sudetendeutschen hin- 
weg. 

Ich sage Ihnen: Keine deutsche Regie- 
rung hat das Recht, privatrechtliche 
Ansprüche von Vertriebenen abzuleh- 
nen. Das ist das Problem bei den Äuße- 
rungen des Bundeskanzlers. Er behan- 
delt die Probleme ungefähr so wie der 
nordrhein-westfälische Ministerpräsident 
Clement das Problem des Justizmini- 
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sters in Nordrhein-Westfalen. Das geht 
schief, und es schadet unserem Land. 
Deswegen sage ich Ihnen: Auf diesem 
Wege kommen wir in Berlin nicht zu den 
Ergebnissen, die wir brauchen. 
Ich sagte: Europa steht vor einer großen 
Herausforderung und steckt zugleich in 
der Krise. Krise und Herausforderung 
sind fast dasselbe; im Chinesischen 
haben Krise und Chance das gleiche 
Schriftzeichen. Deswegen bleibt die Auf- 
gabe, Europa jetzt aus dieser Krise her- 
auszuführen. 
Daher komme ich noch einmal auf fol- 
genden Punkt zu sprechen: Wir haben in 
den 90er Jahren unter der Verantwor- 
tung von Helmut Kohl und Theo Waigel 
das vielleicht schwierigste Projekt 
europäischer Politik in diesem Jahr- 
zehnt, den Beginn der Europäischen 
Währungsunion, zu einem Erfolg 
geführt, den viele nicht für möglich 
gehalten haben. 
Wir haben in jenen schwierigen Debat- 
ten, in denen Lafontaine, Schröder und 
andere jahraus, jahrein Wahlkampf und 
Demagogie quer durch deutsche Lande 
betrieben haben, immer Kurs gehalten. 

Die Substanz 
geht vor 

Wir haben immer gesagt: Wenn es zu 
einem Konflikt zwischen der Einhaltung 
des Zeitplanes und der Einhaltung der 
Kriterien kommen sollte, dann wären wir 
eher dafür, den Zeitplan zu verschieben, 
als die Stabilität der Europäischen 
Währung aufzugeben. Das gilt auch für 
die Agenda 2000 - nicht mehr und nicht 
weniger. Die Substanz geht vor. An der 
Substanz müssen sich der Erfolg des 

Berliner Gipfels und der Bundesregie- 
rung messen lassen. 

Ich möchte noch auf die Tatsache hin- 
weisen, daß der deutsche Bundeskanz- 
ler und Ratspräsident vor dem Berliner 
Gipfel in seinem reichlich gefüllten Ter- 
minkalender keine Zeit findet, mit dem 
deutschen Parlament über den Berliner 
Gipfel und den Stand der europäischen 
Politik zu diskutieren und hier Rede und 
Antwort zu stehen. 

Wir haben Respekt davor, daß der deut- 
sche Ratspräsident in dieser Woche die 
europäischen Hauptstädte besucht. 
Deswegen haben wir angeboten, die jet- 
zige Debatte am Montag oder Dienstag 
der kommenden Woche zu führen. Das 
haben Sie abgelehnt. Wir alle haben 
aber Verständnis für seine jetzige Abwe- 
senheit. 

Wir haben jedoch kein Verständnis 
dafür, daß ein Bundeskanzler in 
den Wochen vor dem europäische»1 

Gipfel zwar Zeit findet, stundenlang 
in Kaschmir und sonstigen Mate- 
rialien für Modezeitschriften zu 
posieren, aber keine Zeit dafür hat« 
europäische Politik vor dem Forum 
der Nation zu vertreten und zu 
erläutern. Das zeigt die Substanzlc 
sigkeit dieses Bundeskanzlers. 

Europa - ich sagte das zu Beginn mei- 
ner Rede und will das zum Schluß wie- 
derholen - ist das wichtigste und das 
beste Projekt deutscher Politik, das am 
Ende dieses Jahrhunderts bzw. an der 
Schwelle zum kommenden Jahrhundert 
besteht. Dieses Europa voranzubringen 
ist aber angesichts der Probleme eine 
sehr große Aufgabe. 
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Substanz innerhalb 
der europäischen 
Politik bewahren 

Deswegen muß man die Substanz 
Innerhalb der europäischen Politik 
^wahren. Deshalb sollte man mit den 

ablernen so umgehen, daß sich die 
frischen angesichts der europäischen 
Entwicklungen zu Hause fühlen. Dies gilt 
.die Heimatvertriebenen, die Landwir- 

und die Bevölkerung insgesamt, die 
^lcht das Gefühl haben sollen, nur zu 
anlen und immer weniger zu verstehen, 
as in Europa passiert. Behutsamkeit, 

Substanz in der Sache, Klarheit im Hin- 
blick auf die Regelungen und vielleicht 
auch Zurückhaltung in der Sprache - 
man sollte nicht von Scheckbuchdiplo- 
matie sprechen - sind besser. 
Diese Dinge kann man nicht dadurch 
ersetzen, daß man eine Show inszenie- 
ren läßt. Geschäftigkeit und Show rei- 
chen nicht aus. Wir werden den Erfolg 
des Berliner Gipfels und der deutschen 
EU-Präsidentschaft an der Substanz 
messen. Wir hoffen, daß gute Ergebnis- 
se erzielt werden. 
Darin unterstützen wir Sie. Aber wenn 
Sie durch Show und Geschäftigkeit von 
der Substanz ablenken, dann werden 
Sie auf entschiedene Kritik der Oppositi- 
on stoßen. 

11 
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Wolfgang Schäuble: ich möchte noch 
auf die Tatsache hinweisen, daß der deut- 
sche Bundeskanzler und Ratspräsident 
vor dem Berliner Gipfel in seinem reichlich 
gefüllten Terminkalender keine Zeit findet, 
mit dem deutschen Parlament über den 
Berliner Gipfel und den Stand der europä- 
ischen Politik zu diskutieren und hier Rede 
und Antwort zu stehen. 
Wir haben Respekt davor, daß der deut- 
sche Ratspräsident in dieser Woche die 
europäischen Hauptstädte besucht. Des- 
wegen haben wir angeboten, die jetzige 
Debatte am Montag oder Dienstag der 
kommenden Woche zu führen. Das haben 
Sie abgelehnt. Wir alle haben aber Ver- 
ständnis für seine jetzige Abwesenheit. 
Wir haben jedoch kein Verständnis dafür, 
daß ein Bundeskanzler in den Wochen vor 
dem europäischen Gipfel zwar Zeit findet, 
stundenlang in Kaschmir und sonstigen 
Materialien für Modezeitschriften zu posie- 
ren, aber keine Zeit dafür hat, europäische 
Politik vor dem Forum der Nation zu ver- 
treten und zu erläutern. Das zeigt die Sub- 
stanzlosigkeit dieses Bundeskanzlers. 
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